
 

 

Denkmalrecht in Deutschland im Denkmalnetz 

 

Weitere Beiträge zum Denkmalrecht 

 

Stichwort: Denkmalrecht der DDR, Überleitung auf die neuen Länder 

 

Titel: Neues Recht in alten Ländern 

 

Autor: Dr. Dieter J. Martin  

 

Fundstelle: Stadt Dresden, Auferstanden aus Ruinen, Fachtagung „20 Jahre 
Denkmalschutz in den neuen Bundesländern, 9.bis 11. März 2011, Dresden, Broschüre  

………………………………………….. 



Neues Recht

in Alten Ländern

Dr. Dieter Martin, Jurist in der Denkmalpflege, Bamberg

Auch mein Vortragsthema 
"Neues 

Recht in alten Ländern" fü91 sich in unser

Tagungsmotto: Auferstanden aus Ruinen. Es geht um die Denkmalschutz-

gesetze in den sog. ,,neuen" zumeist aber alten Ländern und in Berlin.

1. Brauchen die Denkmäler überhaupt gesetzlichen Schutz? ,Wir brauchen

kein Denkmalschutzgesetz". Dieser Ausspruch aus dem Geburtsjahr 1973

des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes stammt von führenden Kunsthisto-

rikern des einheimischen Landesamtes iür Denkmalpflege. ,,Hochmut kommt

vor dem Falt" sagte dann das Denkmal, als es unter dem Bagger sein Leben

aushauchte, unmittelbar nach einem Urteil des Verwaltungsgerichtes, das

dem Abbruch stattgegeben hatte, weil eben keine ordentliche Unterschutz-

stellung vorlag. Braucht der Denkmalpfleger also ein Denkmalschutzgesetz?

Noch 1990, also nachdem das bayerische GeseL immerhin schon 17 Jahre

alt war, lautete eine Überschrift zu einer Abteilung mit juristischen Beiträgen

innerhalb einer Festschrift distanziert: ,,Realien der Denkmalkunde". 2010 hat

sich diese Einstellung der Denkmalpfleger zu ihren rechtlichen Grundlagen

offensichtlich ein bisschen gewandelt, hat sich vor Allem auch die Einstellung

der Öffentlichkeit zum Gesetz fortentwickelt. Es hat hier in Sachsen ja fast

eine VolksbewEung gegeben zum Schutz des Sächsischen Denkmal-

schutzgesetzes vor der eigenen Landesregierung und dem Landtag, Die Zei-

ten ändern sich eben.

2.20 Jahre nach dem Mauerfall kennt niernand mehr den Tisch des Staats-

rates der DDR; wo gehört er hin? Natürlich gehö( er ins Staatsratsgebäude.

Und wo befindet er sich stattdessen?

Staatsratstisch de. DDR, Berlin.

Aufnahme: Wolfgang Bittner, LfD Berlin, 2011.
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Im Diens?imner des Chefs des Landesamtes für Denkmalpflege in Berlin.

Und natürlich folgt jetzt die rechtliche Frage: 
"Gibt 

es denn eine Genehmi-

gung für die Transferierung des wichtigen Möbels, dass dieses Symbol der

Staatsmacht der DDR jetzt beim Landesamt für Denkmalpflege steht und

nicht mehr im Staatsratsgebäude?"

Eine zweite Frage lautet: ,,Wo sind die Lampen?" Gemeint sind die Lampen

aus Erichs ,Lampenladen', also dem Palast der Republik. Diesm symbol-

trächtige Gebäude wurde in Berlin nicht unter Denkmalschut gestellt, mit

der Begründung es sei zu jung. Eine merkwürdige Sichtweise, denn nach

dem Berliner Denkmalschutzgesetz gilt weder eine Altersgrenze noch gibt es

im sog. nachrichtlichen System eine formelle UnterschuEstellung. Man hat

dem Palast also absichtlich den Schutz verweigert bzw. diesen wider besse-

res Wissen verleugnet, vielleicht auch im Hinbllck auf sein absehbares

Schicksal, dass er dem politischen Druck nicht mehr lange standhalten wür-

de. Zurück zur Frage: 
"Was 

ist dann aber mit den Lampen geschehen?"

Wenn ein Geschäft in Konkurs geht, bleibt erfahrungsgemäß die Konkurswa-

re zunächst noch da und wird vielleicht irgendwo zwischengelagert. Tatsäch-

lich ist das auch nit der Ausstattung so geschehen. Man hat den ,Laden"

zwar nicht unter Denkmalschutz gestellt, aber die Lampen und andere mobi-

le oder mobil gemachte Ausstattung hat man immerhin denkmalpflegerisch

inventarisiert und führt nun bei einer Bundesstelle, interessanterweise also

eigentlich auf einer Ebene ohne verfassungsrechtliche Zuständigkeit für den

Denkmalschutz, dieses lnventar. Dort werden nunmehr auch die Reste auf-

bewahrt und gepflegt. Möglicherweise geschieht dies im Hinblick auf eine

künftige Rekonstruktion des Palasts der Republik?

3. lch habe mir diese kleinen Scherze am Anfang erlaubt, will sie aber nur

als Einleitung zu ernsten Worten verstehen: Zum Weg vom Rechl der DDR

zum Recht der Bundesrepublik und wie es weiter ging und geht mit diesen

Rechtsgrundlagen des Denkmalschuizes. Ein kuzer Blick in die Geschichte

zeigt, dass in Sachsen schon im Jahr 1894 eine sächsische Verotdnung für

eine Kunstdenkmälerkommission erlassen worden war, die bereits beträcht-

liche und beachtenswerte materielle Grundsätze für die Denkmalpflege vor-

gab. 1909 folgte das Gesetz gegen Verunstaltung von Stadt und Land. 1934

wurde das mustergültige sächsische Heimatschutzgesetz edassen. Die

sächsischen KollEen wissen sicher einiges dazu, Einzelheiten sind heute

nicht unser Thema, aber man kann den Denkmalschutz nicht ohne seine ei-

gene Geschichte verstehen. 1961 erging dann die DDR-Verordnung über die

PflEe und den Schu2 der Denkmale, Zur selben Zeit gab es im Bundesge-

biet praktisch keine vergleichbaren Vorschriften, sie folgien im Westen meist
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erst in den 1970er Jahren. 1975 wurde dann das Gesetz zur Erhaltung der

Denkmale in der DDR erlassen. Ein noch heule interessantes und lesens-

wertes Gesetz, dessen Text allerdings kaum mehr auf dem Markt ist, weil

das Deutsche Nationalkomitee für DenkmalschuE aus seiner rnehrfach ak-

tualisierten Publikalion der Deutschen Denkmalschutzgesetze das DDR-

Gesetz gestrichen hat. Zur Zeit der von Brönner bearbeiteten ersten Auflage

des Bandes 18 der Schriflenreihe im Jahr 1982 galt es noch, heute ist es

auch im lntemet nicht mehr zu finden. Ein Dresdner Rechlsanwalt, der an-

wesende Hen Schreiber, hat zur sächsischen DenkmalschutzgeseLgebung

eine ganz beachtliche Abhandlung geschrieben, seine Magisterarbeit und ei-

nen Aufsatz in den Mitteilungen des Landesvereins Sächsischer Heimat

schuE 2010, S. 36 ff.

4. Das Denkmalschutzgesetz der DDR von 1975 ist uns gesamtdeutschen

Denkmalschützern eigentlich gar nicht so fremd. Nach seinen Formulierun-

gen sind Eigentümer verantworllich für den Schutz und die Pflege der

Denkmale; dies steht fast gleichlauiend in allen westlichen Denkmalschutz-

geseEen. Die Eigentümer sind verpflichtet, die Denkmale in ihrem Bestand

zu erhalten und zu restaurieren. Die privaten Eigentümer waren damit ange-

sprochen, nichi der Staat. Unabhängig davon, ob und wie weit sie wegen ö(-
licher Abwesenheit, finanzieller Leistungsfähigkeit oder nach der Einnahme-

situation überhaupl in der Lage waren, diesen Verpflichtungen

nachzukommen. Und dann hieß es natürlich auch in der DDR - in Deutsch-

land selbstversiändlich -,vor Maßnahmen ist die Genehmigung einzuholen".

lnteressant ist die ausführliche Liste der historischen Vorschriflen, die 1975

aufgehoben werden sollten, etwa 10 oder 12 Positionen.

5. In den heutigen Denkmalschutzgesetzen der 16 deutschen Bundesländer

fehlt gelegentlich das Eine oder Andere, was aus dem DenkmalschuEgeseE

der DDR von 1975 vielleicht übernommen werden könnte. Den breiten Beg-

riff der Denkmale haben z. B. Sachsen und Sachsen-Anhalt übernommen,

welche Definilionen zum Denkmalbegriff von einer halben Seite Länge gebil-

del haben, während andere Länder, wie Baden-Württemberg nur 2 oder 2,5

Zeilen bmuchen, um das Selbe auszudrücken. Das Phänomen zeigt natür-

lich einerseits die Gesetzestechnik, die jurislische Kunst zur abstrakten For-

mulierung. Das 3emühen um die Formulierung zeigt andererseits aber eine

Haltung gegenüber dem Kulturgut, das nicht nur ohne Engagement in 2 Sät-

zen oder in 2 Zeilen abgehandelt wird, sondern das absichtlich und inhaltlich

überlegt sorgfältig näher beschrieben wid. Das DenkmalschutzgeseE der

DDR enlhielt bemerkenswerle Sätze zu den materiellen GrundsäEen der

Denkmalpflege unter anderem über die Einbeziehung der Denknäler in die

Gestallung der Städte, der Dörfer, der Landschaft, der Umgebung. Das

Denkmalschutzgesetz von Brandenburg verleugnet diese Quelle nicht, hat

relativ viel von dieser Formulierung übernommen und sich als Ziel den

Schut der gesamten Substanz des Denkmals als Träger seiner geschichtli-

chen Aussage gestellt. Vergleichbare Zielvorgaben wird man in den west-

deutschen Geseüen nicht finden. Dasselbe gilt für die weiteren Ziele des

DenkmalschuEes hinsichtlich der äslhetischen und technischen Bildung und

der ethischen Eziehung der Bevölkerung. Diese interessanten Errungen-

schaften des Gesetzes von 1975 sind ohne Beispiel ir den heutigen 16 Ge-

setzen. Als lnstrument hatte das Gesetz unter Anderem genannt die denk-

malpflegerische Zielstellung, der Denkmalpflegeplan ist hierfür ein anderer

Ausdruck. Das lnstrument kehrt in unterschledlicher rechtlicher Verbindlich-

keit in einigen Gesetzen wieder als VorausseEung für die Durchführung von

Maßnahmen. Das GeseE von 1975 hat bereits die Denkmale mit Gebiets-

charakter besonders heraus gestellt. Eine besondere berufsbezogene fachli-

che Zulassung wurde verlangt, z. B. bei bestimmten restauratorischen Arbei-

ten. Bemerkenswert ist schließlich die Aufnahme einer gesetzlichen Pflicht

zur Ausweisung von Mitteln für die staatlichen Organe; damil wurde in den

DenkmalschuEgesetz eigentlich eine Garantie der Finanzierung formuliert.

Die erfahrenen Praktiker aus der Zeit vor 1989 wissen natürlich, dass das

nur schöne Worte waren, aber in den westdeutschen Gesetze von vor und

von nach 1989 stehen nicht einmal die schönen Wo(e, geschweige denn,

dass in den Haushalten die entsprechenden Ansätze stünden. 1984 gab es

in der DDR unter anderem hier in Dresden eire große Veranstaltung, die

Generalversammlung von ICOMOS im Kulturpalast. Damals gab es diese

Briefmarken. Auf dieser Veranstaltung hat die DDR damals vor hunderten

von Vertretem der intemationalen Denkmalpflege stolz ihr DenkmalschuE-

gesetz präsentiert. Die Westdeutschen haben das zunächst so zur Kenntnis

genommen und konnten sich gar nicht vorstellen, dass es östlich des Eiser-

nen Vorhanges auch ein Denkmalschu2geseE gäbe. 1990 haben sich dann

die Spitzen der deutschen Landesämter, die Vereinigung der Landesdenk-

malpfleger also, auf der Wartburg getroffen und über die Rolle der staatli-

chen DenkmalpflEe und die künftige Organisation in Deutschland gespro-

chen. Man hat dort die sog. Wafturg-Thesen formuliert (siehe unlen). Eine

ganze Reihe von Punkten ist im Konsens behandelt worden und in dieses

Papier eingegangen. Eine ganz wichtige These ist allerdings da nicht einge-

gangen: Die wesldeutscher Denkmalpfleger sannen damals auf der Wad-

burg den osideutschen Kollegen an, auf Rekonstruktionen u. a. der Frauen-

kirche zu vezichten. Und das haben sich die Kollegen aus dem Osten dann

doch nicht gefallen lassen, bis heute sind manche darüber zerbrochenen

Freundschaften noch nicht wieder gekittet.
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Eine der Folgen dieser Veranstaltung auf der Wartburg war, dass man sich

von Seiten des Westens zu der Aussage verstieg, das Gesetz der DDR von

1975 sei grundgeseEwidrig und müsse schnellstens ersetzt werden. Man hat

Anpassungstipps gegeben für das Recht der jetzt sogenannlen 5 Neuen

Länder (FNL), ungeachtet der Tatsache, dass die beslehenden 11 Denkmal-

schutzgesetze der,allen' Länder keineswegs harmonisiert waren. Die west

lichen GeseLe gingen 1990 wie,Kraut und Rüben" durcheinander, wie sie

es heute nach 20 weiteren Jahren Rechtsgeschichte übrigens auch noch

tun. ln Berlin und den fünf Ländern hat man dann trotzdem in den folgenden

Jahren sechs individuelle neue DenkmalschuEgesetze formuliert. Sachsen

hat sein Gesetz 1993 erlassen, immerhin hat bis dahin das DDR-GeseL

noch gegolten. 0b in diesen Jahren zwischen der Wende und 1993 das Ge-

set von 1975 weiter vollzogen wurde, oder ob man dann einfach Denkmal-

schutz und Denkmalpflege ohne gesetzliche Grundlage ,gemacht" hat, ist

kaum mehr nachvollziehbar, eine aussagekräfiige Quelle habe ich noch nicht

gefunden.

6. Bei der Neuformulierung der Gesetze in den fünf Lländern haben sich die

Gesetzgeber viel Arbeit gemacht. Kein Land hat das Gesetz von 1975 über-

nommen, jedes Land isi mit Assistenz der eigenen Denkmalpfleger individu-

elle Wege gegangen. Vom GeseL von 1975 verblieben aber zumindest ein-

zelne Rudimente in den neuen GeseLen. Basis war in allen fünf Ländern

meistens das Denkmalschutzgeselz eines Partnerlandes, das man kaum kri-

tisch hinterfragt hat. So wurden u, a. das Gesetz von Nordrhein-Westphalen

oder das von Baden-Württemberg genomßlen, weil eben Baden-

Württemberg das Pafuerland von Sachsen war. Allerdings war man in

Sachsen damals schon sehr viel kritischer als andernorts. Hier hat auch das

Eine oder Andere aus dem Bayerischen DenkmalschuEgesetz Eingang ge-

funden. Das Hauptproblem, das allerdings gelegentlich unnötig ideologisch

belastet wurde, war in den Jahren nach der Wende das Syslem der Unter-

schutzstellung: Konstitutive Unterschutzstellung durch Verwaltungsakt oder

eben Unterschutzstellung einfach damit, dass eine Sache ipso iure sozusa-

gen von sich aus (per se) den materiellen Denkrnalbegriff erfüllt. ln den fünl

Ländern und in Berlin haben wir nach schmezhaften Erfahrungen mittlerwei-

le durchgehend dieses nachrichtliche System, auch in Brandenburg seit

2004. Nur einige westdeutsche Länder haben dieses konstitutive System

beibehalten, Nordrhein-Westphalen, Schleswig-Holstein und partiell 3aden-

Württemberg.

Generell übernornmen haben die 5 Länder die Festschreibung von zwei

Fachbehörden, deren hohe doppelte finanzielle Aufwendungen man nicht
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scheute. Geleistet hat man sich eine Archäologielastigkeit angefangen mit

der liebevollen Definition der Bodendenkmäler bis zur personellen Ausstat-

tung, dementsprechend gekrönt von der Himmelsscheibe von Nebra bis zu

den üppigen Funden der Stadtarchäologie und zu den Museen, deren Etats

der Denkmalpflege zugerechnet werden. So bleibt einfach fesEustellen,

dass die Archäologie populärer ist, als der sonstige DenkmalschuE und die

sonstige Denkmalpfl ege.

Die Denkmalschutzgesete genießen selbst keinen Schub und so ist zu

konstatieren, dass es mittlerweile zahlreiche Anderungen gegeben hat, in al-

len Ländern und in Berlin; auch das Sächsische GeseE ist mehrfach geän-

de(worden, in Brandenburg und in Berlin haben wirzwei ganz neue Gesel

ze.

7. Nochmals zurück zu dem signifikanten Punkt der UnterschuEstellung.

Man hat 1989/90 den ostdeutschen Kollegen das konstitutive System, also

die Unterschutzstellung eines jeden einzelnen Denkmals durch einen geson-

derten Verwaltungsakt, mit der irreführenden Begründung schmackhaft ge-

macht, allein dieses System sei rechtsstaatlich. Die zuständige Behöde

(meist die Denkmalfachbehörde) muss einen Verwaltungsakt vorbereiten

und erlassen. Der Verwaltungsakt muss ausführlich begründet sein und vor

allem aussagen, welche der möglichen Kriterien der Denkmaleigenschaft

vorliegen. Alles pro und conka muss abgewogen werden, Dann müssen alle

Eigentümer (Situation 19901) vorher angehört werden und dann wird ihnen

ein formeller Bescheid zugestellt, gegen den sie Widerspruch und Klage er-

heben können. Unter anderem in Nordrhein-Westphalen hatte dieses Sys-

tem zur Folge, dass es do( hunderte von Urteilen zum Denkmalrecht gibt,

während in Sachsen mittlerweile nach missverständlichen Formulierungen

zur städtebaulichen Bedeutung eigentlich Friede auf der rechtlichen Ebene,

zumindest hinsichtlich der Denkmaleigenschaft, eingekehrt ist. Es gibt des-

halb kaum Urteile des Obervenualtungsgerichtes in Bautzen. Die largwierige

Vorbereitung für komplizierte Venrrraltungsakte und der Rechtsschutz waren

und sind Argumente, die eigentlich seit je gEen dieses konstitutive System

gesprochen haben. ln Brandenburg war noch nach 10 oder 15 Jahren nach

der Wiedervereinigung nur ein geringer Teil der Denkmäler formell unter

Schutz gestellt und abertausende waren nicht unter Schut gestellt. Damit

drängten dann Fragen: Wie stand es um die Gleichbehandlung der Eigentü-

mer und der Denkmäler? Wie stand es mit den Rechten der Eigentümer auf

DenkmalschuE? Warum hat man ihnen allein wegen des Fehlens des Ver-

waltungsakts Zuschüsse vorenthalten aus den denkmalspezifischen Pro-

grammen? Warum hat man ihnen die Sieuerbescheinigungen für die



Denkmalbescheinigung vorenthalten? Alles eigentlich offensidrtliche Unge-

rechtigkeiten und deswegen war es nur folgerichtig, schnellstens zum nach-

richtlichen System der UntenchuEstellung zu wechseln, das die Ergebnisse

der Schnellinventarisation kurzkistig in die Verwaltungspraxis umseEen

lässt.

8. Dass die Trennung der Fachbehörden ein Luxus ist, zeigt vor allem die

Verwaltungswirklichkeit hier in Sachsen, wo man sich also nicht nur zwei

Fachbehörden für Archäologie (eingeschlossen das archäologische Muse-

um) und für Denkmalpflege leistet, sondern dann auch noch zwei unter-

schiedliche Ministerien dafür zuständig macht. Und das Ganze unter den

Stlchworten: Einsparung, Verwaltungsvereinfadrung und Bürgerfreundlich-

keit. Der Zustand spricht ftir sich, signifikant waren u. a. die ofienkundig ge-

wordenen Abstimmungsprobleme der beiden Minister beim nunmehr zuruck-

gezogenen Entwurf der Novelle zum DenkmalschutzgeseE.

9. Es gibt 16 DenkmalschuEgeseEe in Deutschland. Beim Erlass der Gesel

ze der neuen Länder und Berlins hat man die Chance einer Harmonisierung

verpasst, nicht einmal Berlin und Brandenburg konnten sich auf eine Annä-

herung einigen - die maßgebenden Herren haben sie wohl gar nicht ver
sucht. Die überkommenen unterschiedlichen Rechtslagen in den westdeu!

schen Ländem sind weiter zergliedert worden durch die neuen Gesete,

sodass es heute in Deutschland aui dem Gebiet des Denkmalschutzes eine

unvergleichliche Rechtszersplitterung gibt. Es gibt vielleicht mit Ausnahme

des Schul- und des Polizeirechts kein Rechtsgebiet, das so zersplittert wor-

den ist, wie das Denkmalrecht. Jedes Land hat einen individuellen Denkmal-

begriff. Jedes Land hat völlig unterschiedliche Zuständigkeiten, zum Beisplel

gibt es in Brandenburg und Sachsen die Steuerbescheinigungen von der Un-

teren Denkmalschutzbehörde, in Bayem und in Hessen gibt es sie vom Lan-

desamt für Denkmalpflege. Man muss sich vorstellen, wie viele Sachbearbei-

ter in den Spezialfragen des Steuenechts ausgebildet werden müssen, um

sämtliche Untere DenkmalschuEbehörden in Sachsen entsprechend auszu-

bilden. ln München genügen hierftir zwei oder drei Sachbearbeiter fiir das

ganze Land. Auch dies ein Lehöeispiel zum Thema Verwaltungsvereinfa-

chung und Einsparung von Kosten.

10. Die 16 unterschiedlichen GeseEe wollen von 16 unterschiedlichen G+

setzgebem betreut werden. Die Mehrheiten in den Parlamenten wechseln

gerade im Jahr 24fi wohl wiederum in mehreren Gndern. Am Anfang jeder

Legislaturperiode gibt es erfahrungsgemäß immer eine Welle mit Koalitions-

vereinbarungen, um u. a. das .ieweilige DenkmalschuEgesetz zu ändern.

Meist aus der scheinbar neuen Erkenntnis, dass der Denkmalschutz eine

böse lnvestitionsbremse ist. Die Denkmalpfleger verlrindern alles, dass neue

Häuser gebaut werden, dass die Häuser energetisch mit PV-Anlagen und

Außendämmungen aufgerüstet werden, dass Windräder gebaut werden dür-

fen usw. Diese Denkweise ist nicht aus den Politikern heraus zu bringen. Für

die Rechtslage gibt es auch unerkannte und unterschäEte Gefahren von

Bundesseite. Es gab und gibt seit Jahzehnten ständig Anderungen des

Baugesetzbuches, mittlerweile ist der DenkmalschuE im BaugeseEbuch des

Bundes in einigen Positionen fast stärker ausgeprägt, als in den Denkmal-

schuEgeseEen der Länder. Einzelheiten wären bei Gelegenheit zu vertieten.

Das in Sachsen aktuelle schwazgelbe Herzensanliegen geht bekanntlich

u. a. dahin, allen sogenannten städtebaulichen Kunstdenkmälem in Sachsen

den Schutz durch eine Anderung des Denkmalbergriffs zu enEiehen, um ihre

Zahl zu verringern. Zwei Möglichkeiten hierfür sind denkbar. Wenn man ers-

tens den abstrakten Denkmalbegriff ändert und das Kriterium der städtebau-

lichen Bedeutung aus dem Denkmalbegriff herausnimmt, dann bleiben nur

mehr die geschichtliche und heimatgeschichtliche sowie die künstlerische

Bedeutung. Mit dem Entfallen der städtebaulichen Bedeutung fallen nach

dieser ldee alle städtebaulichen Denkmale also automatisch aus dem

Denkmalbestand heraus. Ungelöst bleiben bei dieser kuzsichtigen moriEia-

nischen ldee beträch{iche Probleme bei den Eigentümem, die sich auf das

Bestehen der Denkmaleigenschaft eingestellt haben: Die schon ihre Denk-

mäler instand geseEt haben, die schon Steuerbescheinigungen dafür haben

und die nächsten 8 oder I Jahre noch abschreiben wollen? Die Vorteile ent
fielen wohl automatisch, wenn der Denkmalbegriff geändert wird. Dasselbe

würde gelten, wenn jemand ein Denkmal gekauft hat in der Erwartung, dass

er die Kosten steuer{ich geltend machen könne. Auch Zuschüsse müssten

wohl zunickbezahlt werden. Die Folgen einer plötzlichen Verengung des

Denkmalbegriffs sind also von Seite der Initiatoren nicht so richtig durch-

dacht. Eine zweite ldee zielte auf die Streichung eines bestimmten Prozen!

anteils der Denkmäler aus der Liste oder die Einftihrung eines Zweiklassen-

systems von Denkmälern (leEteres übrigens eine Reminiszenz an das DDR-

GeseE von 1975). Allerdings kann man nicht einfach ein paar tausend

Denkmäler aus der Liste streichen. Vor 30 Jahren gebar der Landtag in Bay-

em die ldee, von den 120-000 Baudenkmälern auf der Denkmalliste kuzer-

hand 30.000 zu streichen. Verhindert hat diesen Streich das Landesamt für

Denkmalpflege, das sozusagen über Nacht die Denkmalliste bei einem Ver-

lag in den Druck gegeben hat. Der Landtag hat dann die ldee schnell begra-

ben.
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11. Der Anderungsentwurf von 20'10 zum Sächsisdren Denkmalschutzge-

setz enthielt also eine ganze Reihe von Grausamkeiten zulasten des Denk-

malschuEes. Einige waren den engagierten Landeskindem offensichtlich

und sind allgemein entdeckt worden, andere versteckte Einzelheiten hat man

erst mit juristischem Nachbohren finden können. Harmlos sdrien z. B. die

ldee, einen Begründungszwang für die Denkmalliste einzuftihren. Aber wo-

hin hätte das geführt? Man wäre mehr oder weniger wieder zurück gekom-

men zu der konstitutiven Liste; das Landesamt für Denkmalpflege würde in

seiner Arbeit blockiert, weil es vor der Unterschutzstellung jedes einzelnen,

vielleicht noch so unbedeutenden Denkmals immer ausführliche Erhebungen

anstellen, erschöpfende Gutachten schreiben und dann entsprechende An-

hörungen durchführen muss. Blockade eines wirksamen DenkmalschuEes

aiso durch ein unnützes Beschäftigungsprogmmm zur Lähmung der Arbeits-

fähigkeit der Behörde. lnsgesamt dachten die lnitiatoren an eine ganze Rei

he von Punkten, die sich allerdings mittlerweile hofientlich erledigt haben, so-

fem sie nicht durch irgendwelche Hintertüren wieder hoch kommen. Was

lehren die Erfahrungen gerade im Zusammenhang mit der deutschen Wie-

dervereinigung und speziell mit den Erfahrungen hier in Sachsen? Das

Denkmakecht ist überall eine Spielwiese von PoliUkern- Jeder Politiker meint:

"Vom Denkmal verstehe ich was, ich weiß doch, was ein altes Haus ist, und

ich weiß, ob das schön ist und ob man daraufvezichten kann. Und: Die Be-

amten in den Landesämtem ftir Denkmalsdtutz und in den BehÖrden müs-

sen das machen, was wir Poiitiker vorgeben." Diese Mentalität führte zu

zahllosen Novellen in Deutschland; z. B. ist man beim Bayerischen Denk-

malschuEgeseE bei der 15. Novelle mit teilweise verquelen Konstruktionen.

lm Jahr 2008 hat man in Rheinland-Pfalz das Gese[ geändert und ein An-

derungsgeseE mit 1 00 Positionen erlassen- ln Sachsen wären es wohl min-

destens 20 oder 25 gewesen. ln Niedersachsen geht es gerade in diesen

Tagen um 30 Positionen. Wohlgemerl( führt jede einzelne Position zu einer

weiteren Rechtszersplitterung in Deutschland. Die Fachbehörden, die Lan-

desämter filr Denkmalpflege, können dieser Anderungsflut kaum Widerstand

entgegen sefen. Nach der Ausdünnung des Personals fehlt ihnen neben

dem Problembewusstsein frir rechtliche und gesellschaftspolitische Zusam-

menhänge oft der Sachverstand, um Bedenken entsprechend zu erkennen

und zu formulieren- ln keinem Land gibt es eine mächtige Lobby für den

DenkmalschuE. Das Beispiel Stuttgart 21 kann uns aber lehren: Ötfentliche

lnteressen stehen nicht allein! Das Sächsisdre DenkmalschuEgeseE stand

in unseren Tagen Gott sei Dank auch nidrt allein und deswegen hat eine

Phalanx von interessierten Bürgem den Erfolg eaielt, dass der Entwurf 9e-

cancelt worden ist.
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12. Zu den Möglichkeiten der Rechtsentwicklung und vor allem zu einer

sinnvollen Erweiterung und Neuausrichtung eines neuen Denkmalrechtes

gibt es natürlich Gedanken. Bisher gibt es 16 verschiedene Denkmalschu2-

gesetse in Deutschland. Was es nicht gibt Es gibt keinen einheitlichen Mus-

terentwurf für ein bundeseinheitliches Denkmalrecht. Was spricht datir, was

spricht dagegen? Einem solchen Musterentwurf müsste eine Studie über die

Vergleidrbarkeit vorausgehen. Es wäre fesEustellen, wo Gemeinsamkeiten

bestehen und wo sich im Einzelnen Lücken aufiun. Dle Ergebnisse wären zu

analysieren und man müsste ermitteln, was zu verbessem wäre? An wel-

chen Stellen kann man sinnvolle Enungenschafien übertragen? Welche ln-

strumente lassen sich auch in Sachsen einseEen, die sich z. B. in Branden-

burg scton bewährt haben? Oder welche unsinnigen Regelungen eines

Denkmalschutzgeseües lassen sidt eliminieren? Zwar gibt es kein bundes-

einheitliches DenkmalschuügeseE und auch keinen Entwurf dafür, es gibt

aber einen für die Bauordnung, die Musterbauordnung. Diese Musterbau-

ordnung hat zumindest zu einer gewissen Vereinheitlichung der Rechts-

grundlagen in den Bundesländem getuhrt. Gegen ein bundeseinheitlidtes

oder wenigsten in den Grundzügen angenähertes Denkmalrecht sprechen

allerdings die bereits angedeuteten Gefahren aus dem politischen Bereich.

Der Anlass einer Reform brädte wohl manchen weniger Wohlwollenden auf

die ldee, bei der Neufussung vom bisherigen Denkmalschu[ das eine oder

andere ,abzuzwacken", die vorgebliche lnvestitionsbremse also etwas zu l+

ckern. Geschehen ist das bei dem sogenannten lweiten Blick'der Sächsi-

schen Ministerien in das Baden-Württembergische DenkmalschuEgese2,

aus dem man noch einige Gedanken entnehmen wollte, die sich dori beson-

ders negativ zulasten des Denkmalschuäes ausgewid<t haben. Dieser Zwei-

te Blick" würde sich damit sozusagen als Wedergutmachung dafür auswir-

ken, dass man 1993 noch nicht vollständig das eigentlich grotten§chlechte

Gesetz des Partnerlandes übernommen hat. Bei den Vorschlägen für ein

neues Denkmalrecht muss man also vorsichtig sein, damit man keine Steil-

vorlagen liefert, die dann zu Eigentoren zulasten des DenkmalschuEes füh-

ren können. Eine Zusammenarbeit am Denkmalrecht interessierter Denk-

malpfleger über die Ländergrenzen wäre notwendig, eine ganze Reihe von

Kollegen in vielen Bundesländem ist schon vemeEt. Allerdings besteht in

manchen ostdeutschen Ländem eine .Nichteinmischungsdoktrin": Vorschlä-

ge aus Hessen oder aus Bayern brauchen wir nicht, wir wissen selber am

Besten, wie wir unser Denkmalschutgesetz machen kÖnnen. Auf diese

Weise hat Sachsen jüngst einen nicht unwichtigen Streiter anlässlich der

Diskussion um die Novelle zum Sächsischen DenkmalschuEgesetz verloren,

denn der hat gesagt ,lch kann mich als Landeskonservator des Landes AB

nicht einmischen in sächsische Angelegenheiten. Und deswegen sage ich



nichts dazu." lch meine, man muss sich einmischen und wir haben mit unse-

rer lntervenüon gegen das GeseE gezeigt, dass man sich einmischen kann

und muss.

Besondere Aufmerksamkeit ist angezeigt bei einigen speziellen Punkten wie

der Zumubarkeit und beim Veranlasserprinzip. Natüriich handelt es sich da-

bei um wichtige Rechtsfragen, denn sie betrefien ganz entscheidende

Grundftagen des Denkmalschutzes. Man kann diese Fragen zwar in einem

Denkmalschutzgesetz regeln. Zu denken gibt aber die Erkenntnis, dass es in

den 16 deutschen DenkmalschuEgesetzen hiezu nicht eine einzige Formu-

lierung gibt, die eindeutig zugunsten des DenkmalschuEes wiri<t. Vielmehr

wurden alle dezeitigen Formulierungen nachträglich in die Geseüe aufg+

nommen, obwohl die oft unsachlichen und unvollständigen Formulierungen

zur Zumuharkeit und zum Veranlasserprinzip sich ausnahmslos contm

DenkmalschuE auswirken müssen.

Auch mit den Formulierungen zum SchaEregal haben die GeseEgeber kein

Glück, auch wenn ihnen das kaum zu vermitteln ist. Für das Eigentumsrecht

an Funden und das Schatzregal verwenden die 16 DenkmalschuEgesetze

der Länder mindestens 13 verschiedene Formulierungen. Es gibt also weder

,das SchaEregal" als solches noch ein einheitliches SchaEregal in den Län-

dem, die das haben einführen wollen. Einheitlich ist das Fundrecht aus-

schließlich in den Ländern, die kein SchaEregal haben, sondern in denen

das BGB giit. Jede individuelle Formulierung des Fundrechtes durch ein

selbstdefiniertes Schataegal weicht denknotwendig von den Formulierungen

der anderen Länder mit Schatzregal und mit Rechtslage nach BGB ab und

begünstigt automatisch den Fundtourismus. Damit sanktioniert man die Aus-

rede des Raubgräbers: ,lch habe die Himmelscheibe von Nebra nicht in

Sachsen-Anhalt, sondern ich habe sie in Thüringen gefunden.'

Aufpassen muss man auch mit einem Sonderschu[ für das Weltkulturerbe.

Sachsen hatte zwar den Titel Weltkulturerbe offensichtlich nicht geschüEt,

sonst hätte er nicht entzogen werden können. Mil Einführung des Begriffes

des Weltkulturerbes in ein DenkmalschuEgeseE schafft man Klassen von

Denkmälern. Dagegen steht eine der Grundeinstellungen der Denkmalpfl+

ge, auch aus der Charta von Venedig, dass alle Denkmäler gleichen Rang

haben. Die Denkmäler sind alles ,unsere Kindef und die haben in einer Fa-

milie alle gleichen Rang. Natürlich darf und muss z. B. das Weltkulturerbe in

Sachsen-Anhalt finanziell ausgestattet und organisatorisch ausgestaltet wer-

den, aber das Weltkulturerbe darf keine eigene Klasse werden im Denkmal-

recht. Vermeiden muss man auch Formulierungen, welche zur Folge haben

(zuzeit Gesetzgebungsverfahren in Niedersachsen), dass die UNESCO-

Übereinkunft zum Weltkulturerbe sozusagen Bestandteil des Denkmal-

schutgeseEes von Niedersachsen ist. Das Niedersächsisdre Denkmal-

schuEgeseü schüiä damit künftig auch das Weltnaturerbe.

Ein abschließender Appell noch an die Rechtsprechung. Natürlich müssen

die Richter ihre Unabhängigkeit wahren- Dies schließt aber nicht ihre Teil-

nahme an Veranstaltungen zur Fortbildung von Denkmalpflegern aus. Die

Denkweise der Denkmalpfleger und die Konsequenzen möglicher Urteile

bleiben ihnen daher meist venchlossen. Das ist deswegen bedauerlich, weil

eben am §chluss immer Richter das letzte Wort haben- Sie entscheiden über

pro Denkmal, gegen Denkmal, ist es ein Denkmal, erfüllt es die Denkmalei-

genschaften oder erfüllt es sie nicht? Und wie sieht's aus mit der Zumutbar-

keit? Schon aus rein tatsächlichen Gninden kann der Sat nicht Bestand ha-

ben: 
"Ein Denkmal muss sich selber tragen.- Bei einem Denkmal, das sich

ni*rt selber finanziell trägt, könne vom Eigentümer nicht verlangt werden,

dass er es erhält, es dürfe abgerissen werden. ln Pirna in der Dresdner

Nachbarschafi wird schon seit einigen Jahren um die Denkmalsubstanz ei-

nes Hauses gestritten, das Haus wurde gesichert. Wenn diese Sicherung zur

Not immer mal wieder repariert wird, steht dieses Haus noch filnfzig und

hundert Jahre oder länger. Die Richter pnifen über die Jahre, ob es dem Ei-

gentümer zumutbar ist, dieses Denkmai zu erhalten oder nicht. Das Haus hat

in den leEten Jahren viermal den Eigentümer gewechselt, weil es fljr lnves-

toren ofiensichtlich nicht uninteressant ist. Darf der Richter nun das Denkmal

aufgeben, weil nach der Rechnung des Gerichtes die Erhaltung unzumutbar

ist? Das sind wichtige Verständnisfragen, die über den Horizont reiner

Rechtsfragen hinausgehen.

Die Wartburg-Thesen

Die Vereinigung der Landesdenkmalpfleger in der Bundesrepublik Deutsch-

land hat sich am 2. und 3. Mäz 1990 mit ihren Kollegen aus der ODR auf

der Wartburg bei Eisenach zu einem zweitägigen Meinungsaustausch getrof-

fen. Dabei ging es u. a. auch um die Rolle der staatlichen Denkmalpflege

und ihre künfiige Organisation in einem geeinten Deutschland. Die Denk-

malpfleger haben ihre Wünsche und Forderungen daz."r in einem Manifest,

den,Warhurg-Thesen" formuliert.

Verankerung des Denkmalschutres in der Verfassung

ln Artikel 150 der Weimarer Verlassung war der DenkmalschuE verankert:

,,Die Denkmäler der Kunst, der Geschichte und der Natur sowie die Land-

schaft genießen den Schut und die Pflege des Staates". Nach diesem Vor-

AE,



bild haben die Länder Baden-Württemberg, Bayem, Hessen, Nordrhein-

Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland einen ähnlich formulierten Artikel in

ihre Vedassung übemommen. Dies wird auch den neu zu bildenden Ländem

in der DDR empfohlen. Dabei sind auch die Gemeinden zum DenkmalschuE

zu verpflichten. Wie der Umweltschutz ist der Denkmalschu2 in der Verfas-

sung eines gesamtdeutschen Staates zu verankem.

Zum Denkmalbegrifr

,Der Begriff des einen gesetzlichen SchuEes erheischenden unbeweglichen

oder beweglichen Denkmals oder Altertums ist soweit zu fassen, daß auch

Bauwerke usw., welche in erster Linie von örtlicher Bedeutung sind, darin

einbegriffen werden können" (Zitat Freihen von Biegeleben, Schöpfer des

hessischen DenkmalschuEgesetzes von 1902, auf dem ersten Deutschen

Denkmaltag 1900 in Dresden). Von einer Einteilung der Kulturdenkmäler in

Wertkategorien ist abzusehen.

Der moderne Denkmalbegriff muss auch Denkmäler des historischen Städ-

tebaus, historische Garten- und Parkanlagen sowie Zeugnisse der Technik-

und lndustriegeschichte umfassen. Er muss Gesamtanlagen, Baudenkmäler

und ihre Ausstattung, bewegliche Denkmäler, Bodendenkmäler und Archäo-

logische Reservate beinhalten.

UnterschuEstellung

Die Eintragung von Kulturdenkmälern in Denkmallisten oder Denkmalbücher

erfolgt allein nach fachlich-wissenschafilichen Kriterien, die durch die Verwal-

tungsgerichtsbarkeit überpruft werden können. Die Eintragung unterliegt je-

doch weder der Abwägung noch der Weisung durch vorgesetzte Behörden.

Die Kulturdenkmäler sollen ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse

unter den Schu2 der GeseEe gestellt werden: Gleichbehandlung von Staat

(u. a. Schlösserverwaltung), Gemeinden, Kirchen, Stiftungen und anderen ju-

ristischen Personen sowie Privateigentümern.

Zuständigkeiten

Bei der Organisation der Denkmalpflege in den Ländem hat siü das Zu-

sammenwirken von staatlicher Denkmalfachbehörde und Denkmalschutzbe-

hörden bewährt. Untere Denkmalschutzbehörden können nur Landkeise

und §tädte, oberste Denkmalschutzbehörde nur ein Ministerium sein. Die

Denkmalfachbehörden sollten direkt den obersten Denkmalschutzbehörden

der Länder nadrgeordnet werden. Sie müssen fachlich unabhängig sein.
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Zu den wichtigsten Aufgaben einer Denkmalfachbehörde gehören seit jeher

die Erforschung und systematische wissenschafiliche Bestandsaufnahme

der Kulturdenkmäler {lnventarisation), die Aufstellung der Denkmalvezeich-

nisse und die fachliche Stellungnahme zu allen Maßnahmen an Kuiturdenk-

mälem, die für die Entscheidungen der DenkmalschuEbehörden maßgebend

sein müssen. Zur Aulgabe der Fachbehörden gehört auch die archäologi-

sche Denkmalpflege. Eigene Restaurierungswerksiätten sind unvezjchtbar.

ln einem vereinten Deutschland übemimmt die ,Vereinigung der Landes-

denkmalpflegef im Rahmen der Kulturhoheit der Länder die Abstimmung in

ländenlbergreifenden Fragen und die Veriretung in der Europäischen Ge-

meinschaft. Das Bediner lnstitut ftir Denkmalpflege konnte in Zukunfi als Ge-

schäftsstelle der Vereinigung und als Zentralinstitut ftlr länderübergreifende

Forschung dienen {u. a. Dehio-Handbuch, Corpus Vitrearum Medii Aevi,

Meydenbauer-Archiv, Meßbildstelle).

Pfiege der Kulturdenkmäler

Eigentümer, BesiEer und Unterhaltungspflichtige von Denkmälern müssen

durch die Denkmalschu2geseEe der Länder verpflichtet werden, ihre Kul-

turdenkmäler im Rahmen des Zumutbaren zu erhalten und plleglich zu be-

handeln. Staat und Kommunen sollen ausreichende Haushaltsmittel für Zu-

schüsse zu denkmalpflegerischen Maßnahmen bereitstellen. Die Bildung

eines Entschädigungsfonds für unzumutbare Auflsendungen wird empfohlen.

Ein auf die Erhaltung historischer Bausubstanz abgestimmtes Städtebauför-

derungsgeseE wäre auch für die Rettung der vom Verfall bedrohten histori-

schen Stad2entren in der DDR notwendig. Ein gleichermaßen wirksames

lnstrumentarium wäre zur Rettung der historischen Werte auf dem Lande zu

schaffen. Bewährt haben sich auch Steuerpräferenzen fir Baudenkmäler,

insbesondere bei der Einkommenssteuer.

Denkmalpflege ist von existenzieller Bedeutung lür alle.

ln diesem Sinn sollen die Wartburg-Thesen bei allen weiteren Entwicklungen

beachtet werden.

Anmerkungen:

Frage: Eine Vereinheitiichung des Denkmalrechtes und Tendenzen dazu

sehen Sie nicht. Was meinen Sie dazu, dass die Landesdenkmalpfleger sich

eventuell zusammen seEen und in diese Richtung zu mindestens mal nach-

denken?



Antwort Hen Dr. Martin: Die Vereinigung der Landesdenkmalpfleger eher

nicht. ln den Landesämlem ftir Denkmalpfiege sind die Stellen für Juristen

weitgehend ausgedünnt worden oder sind auf Zuständigkeiten begrenzt

worden, die mit solchen Grundlragen nichts zu tun haben. Wer was machen

könnte, wäre das Deutsche Nationalkomitee frir DenkmalschuE, dessen Ar-

beitsgruppe Recht und §teuem natürlich mit der Frage der Vereinheillichung

des Denkmakechtes beschärftigen könnte. Aber ich warne vor den negativen

Folgen einer Vereinheitlichungswelle: So wie bei der zweiten Sichtung des

Baden-Württembergischen Denkmalschutzgesetzes die Sachsen festgestellt

haben, dass sie einige Grausamkeiten aus dem Baden-Württembergischen

GeseE noch nicht übemommen hatten, kommen dann bundeinheitliche

Grausamkeiten. Man bringt damit vielleicht Politiker erst auf die ldee zu neu-

en Eingriffen in den DenkmalschuE.

Frage: Können Sie das Zitat, ,ein Denkmal muss sich selber tragen", bele-

gen und gibt es {azu überhaupt eine Diskussion? Das ist ja ein Todesstoß.

Antwort Hen Dr. Martin: Das ist richtig. Das ist ofr ein Todesstoß. Und lei-

der kommt dieses Argument immer wieder in den Urteilen. Und interessan-

terweise kommt dieses Argument nunmehr auch in solchen Urteilen, die

letztlich das Denkmal doch halten. Das Zitat findet sich in der Literatur, in der

Rechtsprechung. lch kann lhnen das also gerne mal mit raussuchen, wenn

Sie es haben möchten. (Nachtrag: Gebetsmühlenartig zuletzt z. B- Bayeri-

scher Verwaltungsgerichtshof Urteil vom 18.10-2010, Az. 1 B 06.63, im ln-

temet: www.landesanwaltschaft.bayem.de).

47



h
W,

E
F
t-

*
?

r

? 
ffi

:.w- ,. * *
@:&2.*

v{'€

'4ä
,81

§§§


